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§ 49a

(1) Wer einen anderen zu bestimmen versucht, eine 
als Verbrechen mit Strafe bedrohte Handlung zu be­
gehen, wird nach den für den Versuch des Verbre­
chens geltenden Vorschriften (§ 44) bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine als Verbrechen 
mit Strafe bedrohte Handlung verabredet, das An­
erbieten eines anderen annimmt, eine solche Hand­
lung zu begehen, oder
sich zu einem Verbrechen bereit erklärt.

(3) Nach diesen Vorschriften wird nicht bestraft, 
wer aus freien Stücken

1. eine als Verbrechen mit Strafe bedrohte Hand­
lung verhindert, nachdem er einen anderen zu dieser 
Handlung zu bestimmen versucht oder das Anerbie­
ten eines anderen hierzu angenommen hat,

2. nach der Verabredung einer als Verbrechen mit 
Strafe bedrohten Handlung seine Tätigkeit aufgibt 
und die Handlung verhindert,

3. seine Erklärung widerruft, durch die er sich zu 
einem Verbrechen bereit erklärt hat.

(4) Unterbleibt die Tat ohne sein Zutun oder wird 
sie unabhängig von seinem vorausgegangenen Ver­
halten begangen, so genügt sein freiwilliges und ernst­
haftes Bemühen, die Begehung zu verhindern.
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Erfolglose Aufforderung zur Begehung einer Straftat
(1) Wer einen anderen zur Begehung einer der in 

§ 225 genannten Straftaten oder zur Teilnahme an 
einer solchen auffordert oder

sich dazu anbietet, ohne daß dieser die Straftat aus­
führt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(2) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Veran- 
wortlichkeit ist abzusehen,
wenn der Täter die Begehung der Straftat, zu der 
er aufgefordert oder sich angeboten hatte, selbst ver­
hindert.

vgl. auch § 145 (bei § 170d StGB West)

§ 49b
(1) Wer an einer Verbindung teilnimmt, die Ver­

brechen wider das Leben bezweckt oder als Mittel für 
andere Zwecke in Aussicht nimmt, oder wer eine sol­
che Verbindung unterstützt, wird mit Freiheitsstrafe 
von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Frei­
heitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren.

(3) Nach diesen Vorschriften wird nicht bestraft, 
wer der Behörde oder dem Bedrohten so rechtzeitig 
Nachricht gibt, daß ein in Verfolgung der Bestrebun­
gen der Verbindung beabsichtigtes Verbrechen wider 
das Leben verhindert werden kann.


